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Editorial 
 
Liebe Freunde: 
 
Der Parteispendenskandal in 
Deutschland beschert uns 
nicht nur laufend neue unap-
petitliche Details (und neue 
Erinnerungseinbrüche bei Po-
litikern sowie Weigerungen, 
die politische Verantwortung 
zu übernehmen), sondern hat 
auch klar dazu beigetragen, 
dass Deutschland in der Au-
ßenwahrnehmung über die 
Präsenz von Korruption weiter 
abgerutscht ist. Der neue Kor-
ruptions-Wahrnehmungs-
Index (CPI) von Transparency 
International, der am 13. Sep-
tember veröffentlicht wurde, 
zeigt Deutschland auf Platz 
17 unter 90 beurteilten Län-
dern, gegenüber Platz 14 un-
ter 99 im vergangenen Jahr. 
Damit liegt Deutschland jetzt 
hinter den USA und Öster-
reich. Wie der Fisch am Kopf 
zu stinken beginnt, so wirkt es 
sich verheerend aus, wenn 
gerade führende Politiker – 
die eigentlich Vorbilder für 
uns alle, insbesondere für un-
sere Jugend sein sollten - il-
legale Spenden verstecken 
und verschieben und jede 
Verantwortlichkeit ablehnen. 
Wir sind davon überzeugt, 
dass illegale Parteienfinanzie-
rung eines der Hauptein-
fallstore für Korruption großen 
Stils ist. Wie Peter Eigen bei 
der Vorstellung des CPI 2000 
sagte: "Hier geht es nicht so 
sehr um persönliche Berei-
cherung, sondern um den 

Eindruck einer Käuflichkeit 
politischer Entscheidungen". 
Dies untergräbt die Legitimität 
demokratischer Strukturen in 
vielen Industriestaaten, aber 
es ist höchst bedauerlich, 
dass das jetzt auch für 
Deutschland mehr als in der 
Vergangenheit zu gelten 
scheint.  
 
TI hat bereits eine Arbeits-
gruppe hochrangiger Persön-
lichkeiten aus Politik, Wissen-
schaft und Wirtschaft zusam-
mengerufen, die Vorschläge 
für international verbindliche 
Standards zur Parteienfinan-
zierung ausarbeiten soll. Wir 
erwarten aber auch, dass alle 
Vorgänge in Deutschland 
wirksam aufgearbeitet wer-
den. In Meinungsumfragen 
und Wahlkampagnen in vielen 
Ländern haben wir feststellen 
können, dass die Bürgerinnen 
und Bürger in immer mehr 
Ländern immer weniger Tole-
ranz für Amtsträger aufbrin-
gen, die ihr öffentliches Amt 
für ihren eigenen Nutzen, o-
der den Nutzen ihrer Partei, 
missbrauchen. So sollte auch 
der deutsche Wähler urteilen! 
 
Das Ergebnis des CPI wird 
untermauert von zwei offiziel-
len deutschen Berichten: 1. 
Im "Lagebild Korruption 1999" 
des Bundeskriminalamts (sie-
he auch den Bericht im Innern 
dieses Rundbriefs) wird zwar 
ein minimaler Rückgang der 
Strafverfahren berichtet, dies 
aber mit einer allmählichen 
Abarbeitung der Herzklap-

penskandale erklärt. Gleich-
zeitig ist die Zahl der Korrup-
tions-Tatverdächtigen um 
24% gestiegen, was das BKA 
zu dem Resumee führt, dass 
"Korruption nach wie vor ei-
nen festen Platz in unserer 
Verwaltung und Wirtschaft in-
ne hat". 2. Im Jahresbericht 
1999 des Bundesdisziplinar-
anwalts werden 17 Fälle von 
Disziplinarmaßnahmen we-
gen Bestechlichkeit, Vorteils-
annahme oder verbotener 
Geschenkannahme berichtet, 
gegenüber 5 im Vorjahr (der 
Durchschnitt der vergangenen 
5 Jahre lag bei 13 Fällen). 
Statt hier eine "Verdreifa-
chung" der Fälle zu beklagen, 
wie es einige Presseorgane 
getan haben, würden wir 
vielmehr argumentieren, dass 
eine so verschwindend kleine 
Anzahl von gemeldeten Fäl-
len zeigt:  die meisten Anzei-
chen von Korruption unter 
Beamten werden unterdrückt 
– intern, von den Dienstvor-
gesetzten, aus Sorge um ein 
negatives Image der Behörde. 
 
Es bleibt uns auch in 
Deutschland noch viel zu tun. 
Helfen Sie uns! 
 
Beste Grüße 
 
Ihr 
 
 
 
Michael Wiehen 
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 Korruptionsprävention in der 
Bundesverwaltung 
 Transparenzmängel im Ge-
sundheitswesen 
 TI Deutschland goes Inter-
national 
 BKA Lagebericht 1999 
 Bericht über Beirats- und 
Vorstandssitzung 
 TI Jahresversammlung in 
Ottawa 

 Korruptionsprävention in 
der Bundesverwaltung 
 
Laut Umfrage wird Korrupti-
onsrichtlinie mehr und mehr 
umgesetzt 
 
Die Staatssekretärin im Bun-
desministerium des Innern, 
Frau Brigitte Zypries, hat uns 
die Antwort der Bundesregie-
rung auf eine „kleine Anfrage“ 
einiger uns befreundeter 
Bundestagsabgeordneten zu-
geschickt, aus der sich ergibt, 
dass die Bundesrichtlinie zur 
Korruptionsprävention vom 
Juni 1999 gemäß einer sys-
tematischen Umfrage bei al-
len Ministerien und nachge-
ordneten Behörden in vielen 
Teilen der Bundesverwaltung 
mehr und mehr wirksam um-
gesetzt wird. Wir sehen diese 
„offizielle“ Antwort an den 
Bundestag durchaus auch als 
Reaktion auf die von uns im-
mer wieder gestellten Fragen. 
 
Substantiell ist besonders 
hervorzuheben: 
• Die Beschaffung von Waren 

und Dienstleistungen wurde 
überall als korruptionsge-
fährdetes Arbeitsgebiet ein-
gestuft. 

• Das Bundesfinanzministeri-
um hat die Bankenaufsicht, 
die Zollabfertigung, die Zoll-
fahndung und die Prüfdiens-
te beim Zoll; ebenso Straf-, 
Bußgeld- und Vollstre-
ckungsstellen sowie Refera-
te, die Leistungen des Bun-

des bewilligen, als „korrupti-
onsgefährdet“ bewertet. 

• Die Ministerien für Umwelt 
und Gesundheit betrachten 
alle Bereiche als gefährdet, 
in denen für die Wirtschaft 
folgenschwere Entschei-
dungen getroffen werden 
wie Grenzwertkataloge, 
Produktauflagen, Arzneimit-
telzulassungen und Char-
genprüfungen. 

• Das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium hat hier alle bewil-
ligenden und beschaffenden 
Referate sowie die Ausfuhr-
kontrollreferate benannt. 

• Einige Behörden stellen Ri-
sikoanalysen her. 

• In zahlreichen Behörden ist 
das Vier-Augen-Prinzip ein-
geführt worden; leitende 
Angestellte sind an ihre Auf-
sichts- und Kontrollpflichten 
erinnert worden; und es wird 
Gewicht gelegt auf eine or-
dentliche und ausführliche 
Aktenführung (einschließlich 
einer zuverlässigen Paginie-
rung). Insbesondere sollen 
Entscheidungsfindungen 
ausreichend dokumentiert 
werden. 

• Die Trennung von Planung 
und Durchführung von Be-
schaffungshandlungen ist 
weitgehend durchgeführt. 

• Es finden zahlreiche Schu-
lungsveranstaltungen zur 
Korruptionsprävention statt. 

• Offenbar wird die Innenrevi-
sion mehr und mehr einge-
schaltet. 

• Viele Behörden haben die 
Funktion eines sogenannten 
„Korruptions-Ansprech-
partners“ eingerichtet. 

• In einigen wenigen Behör-
den wird an einem „Verhal-
tenskodex gegen Korrupti-
on“ gearbeitet; eine Behörde 
erarbeitet ein Rahmenleitbild 
und beabsichtigt die Integra-
tion eines Ethikleitbildes.  

• In mehreren Fällen wurde 
der Verdacht einer Korrupti-
onshandlung sofort der 
Staatsanwaltschaft überge-
ben. 

• Zu dem von uns immer wie-
der geforderten Zentral-
Korruptionsregister heißt es 
in dem Papier: „Die Einrich-
tung eines Korruptionsregis-
ters bedarf angesichts der 
mit der Weitergabe und 
Verwendung der Daten ver-
bundenen datenschutzrecht-
lichen Probleme einer ge-
setzlichen Regelung. Vor-
schriften hierüber... sind 
Gegenstand eines Gesetz-
entwurfs zur Bekämpfung il-
legaler Praktiken im öffentli-
chen Auftragswesen, der zur 
Zeit innerhalb der Bundes-
ressorts abgestimmt wird. 
Es ist vorgesehen, auch den 
Ländern und Gemeinden 
den Zugriff zu dem Register 
zu ermöglichen.“  

• Für uns ebenfalls besonders 
interessant ist der Hinweis in 
dem Papier, dass „mit einem 
vorgesehenen Informations-
freiheitsgesetz ein allgemei-
ner Informationsanspruch 
verankert werden [soll] und 
auf diese Weise Verwal-
tungsentscheidungen nach-
vollziehbarer werden“. 

 
Dies ist ein Zwischenbericht, 
der aber klar in die richtige 
Richtung weist. Wir werden 
am Ball bleiben! 
(Bericht: Michael Wiehen) 

 

Transparenz im Gesund-
heitswesen 
 
Mediziner „entdecken“ TI 
 
Die Pressekonferenz über 
„Transparenz im Gesund-
heitswesen“ am 27. April die-
sen Jahres und die Artikel in 
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allen wichtigen Zeitungen und 
Fachzeitschriften, die sich 
daraus ergaben, haben viele 
Menschen auf TI Deutschland 
aufmerksam gemacht. Ärzte, 
Apotheker und ihre Verbände 
sowie verschiedene Kranken-
kassen haben sich bei uns 
gemeldet.  
Einzelne Ärzte, die schon an 
den Stellen, an denen sie je-
weils stehen, für saubere 
Verhältnisse sorgen wollen, 
sind jetzt auch TI-Mitglieder 
geworden, um mit vereinten 
Kräften gegen Abrechnungs-
betrug und Vorteilsannahme 
vorzugehen. 
Der renommierte Mediziner 
und Herausgeber des „arznei-
telegramm“ Prof. Dr. Schön-
höfer erwähnte die Anstren-
gungen von TI Deutschland in 
einem Artikel über Werbe-
maßnahmen der Pharma-
Industrie, mit denen sie den 
Absatz bestimmter Produkte 
bei den Ärzten heben möchte. 
Auch auf Grund dieser Er-
wähnung meldeten sich Me-
diziner bei uns und beantrag-
ten die Mitgliedschaft. 
Auch das Bundeskriminalamt 
widmet eine Spezialtagung 
dem Thema „Abrechnungsbe-
trug im Gesundheitswesen“. 
Schließlich: aus der Schweiz 
und aus Frankreich kamen 
Anfragen nach unserer Stu-
die. Man schlägt sich dort mit 
denselben Problemen herum 
und sucht nach Lösungen.  
(Bericht: Anke Martiny) 
 
 
 
TI Deutschland goes inter-
national 
 
Zukünftig mehr Zusammenar-
beit mit anderen Organisatio-
nen ? 
 
Die Ergebnisse unserer Stu-
die über Transparenz im Ge-

sundheitswesen sind inzwi-
schen auch für andere Länder 
interessant. So fragte kürzlich 
das  französischen Chapter 
nach dem Text, aber auch die 
Weltgesundheitsorganisation 
WHO will mit TI eine engere 
Zusammenarbeit aufbauen. 
Um auf Grund der Studie nun 
eine Art von Informations-
schaltstelle für Gesundheit zu 
werden und die gewonnenen 
Kenntnisse auch international 
zu nützen, ist TI Deutschland 
auf die Vermittlung von Erfah-
rungen in anderen Ländern 
angewiesen. 
Dabei stellt sich die prinzipiel-
le Frage der zukünftigen Ar-
beitsweise von TI.  
Da TI und TI Deutschland 
nicht in Einzelfällen ermitteln, 
also auch nicht in einzelnen 
Wirtschaftsfeldern oder Bran-
chen, und TI darauf bedacht 
ist, keine Arbeit zu erledigen, 
die von anderen Organisatio-
nen auch getan werden kann, 
konzentriert sie sich derzeit 
strikt auf den Korruptionstat-
bestand.  
Allerdings gibt es in vielen 
Fällen, insbesondere im nati-
onalen deutschen Umfeld, nur 
den Verdacht, dass Korrupti-
on im Spiel sein könnte. Dies 
ist der Fall zum Beispiel beim 
Tabakschmuggel oder beim 
Handel mit Aidspräparaten. 
Soll TI Deutschland sich hier 
gar nicht einschalten? 
 
Unsere Schweizer Schwester-
Organisation hat die Forde-
rung an sich gestellt, zum 
„Kompetenzzentrum“ für Kor-
ruption zu werden. Das 
scheint mir ein guter Begriff 
zu sein. Dazu gehört dann 
auch, dass sich bei TI 
Deutschland Vorfeld-Infor-
mationen und Vorabkenntnis-
se konzentrieren, die proble-
matische Felder des Wirt-
schaftens betreffen. Dafür 

brauchen wir Kontakte auch 
zu anderen Organisationen 
und Informationen auch zu 
anderen Themen, wo der Kor-
ruptionsaspekt nur einer, und 
vielleicht ein bisher unschein-
barer Aspekt unter vielen an-
deren ist.  
Angesichts beschränkter 
Ressourcen kann TI natürlich 
nicht überall sein, wo Korrup-
tion geschieht oder gesche-
hen könnte, sondern muss die 
begrenzten Kräfte konzent-
riert einsetzen. Es würde uns 
interessieren, wie wir nach 
Ansicht unserer Mitglieder in 
dieser Hinsicht zukünftig vor-
gehen sollten.   
(Bericht: Anke Martiny) 
 
 
Abrechnungsbetrug durch 
fehlende Kontrolle 
 
Inzwischen pfeifen die Spat-
zen von den Dächern, was TI 
Deutschland nach zweijähri-
ger mühseliger Arbeit Ende 
April in einer Studie der Öf-
fentlichkeit präsentierte: Ein-
zelne Ärzte und Apotheker 
bereichern sich am öffentli-
chen Gesundheitswesen in 
zweistelliger Millionenhöhe, 
und die kassenärztlichen Ver-
einigungen und Ärztekam-
mern, resp.  Apothekerkam-
mern, die die nötige Kontrolle 
ausüben müssten, sind in die 
unlauteren Machenschaften 
oft mit verstrickt. Es gab 
Durchsuchungen, Beschlag-
nahmungen, Verhaftungen 
und eine zweitägige Tagung 
des Bundeskriminalamtes am 
6. und 7. September, deren 
Abschluss-Pressekonferenz 
es in sich hatte. Die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen und 
ihr Spitzenverband enthielten 
sich nach der Veröffentli-
chung  unserer Studie bislang 
einer Stellungnahme. 
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BKA Lagebild Korruption 
für das Jahr 1999 (Stand: 
08.08.2000)  

Keine Entwarnung trotz sin-
kender Verfahrenszahlen 
 
Zum ersten Mal seit Erschei-
nen des Bundeslagebilds Kor-
ruption im Jahre 1994 sind die 
Verfahrenszahlen rückläufig. 
So sank die Zahl der Strafver-
fahren von 1072 im Jahre 
1998 um 3,5% auf 1034 im 
Jahre 1999. Eine Erklärung 
für diese Entwicklung sieht 
das BKA in der allmählichen 
Abarbeitung des “Herzklap-
penverfahrens”. Dabei kann 
keinesfalls von einer generel-
len Entspannung der Situation 
gesprochen werden: die Zahl 
der Tatverdächtigen etwa ist 
gegenüber 1998 um 24% ge-
stiegen. Vielmehr resümiert 
das BKA, „dass Korruption 
nach wie vor einen festen 
Platz in unserer Verwaltung 
und Wirtschaft inne hat”. 
Die Aussagekraft der im La-
gebild präsentierten Daten ist 
jedoch aus verschiedenen 
Gründen begrenzt: 
• Das Lagebild ist eine “Ein-

gangsstatistik”, enthält also, 
im Gegensatz zur Polizeili-
chen Kriminalstatistik, auch 
Fälle, bei denen die polizei-
lichen Ermittlungen später 
eingestellt werden. 

• Im Lagebild wird nur das po-
lizeiliche “Hellfeld” erschlos-
sen. Verfahren, die direkt 
bei den Staatsanwaltschaf-
ten bzw. Zollbehörden an-
hängig sind, werden nicht 
erfasst. Obgleich es seit 
längerem Bemühungen gibt, 
diese Daten zu integrieren, 
sind in dieser Hinsicht bis-
lang kaum Fortschritte zu 
konstatieren. 

• Es ist davon auszugehen, 
dass nur ein äußerst gerin-
ger Anteil der Korruptionsfäl-
le aktenkundig wird. 
Schwankungen in den sta-
tistischen Daten sagen mit-
hin nicht notwendigerweise 
etwas über die tatsächliche 
Gesamtsituation aus. 

 
Neben einer ausführlichen 
Präsentation und Analyse des 
Datenmaterials, welches die 
Landeskriminalämter dem 
BKA liefern, informiert das 
Lagebild auch über Probleme 
bei der Ermittlungsführung 
und Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Korruption. 
Zu bekannten Problemen bei 
der Ermittlungsführung, wie 
mangelnder Aussage- und 
Kooperationsbereitschaft, tritt 
in letzter Zeit das Problem 
hinzu, das im Zuge der Priva-
tisierung öffentlicher Dienst-
leistungen den handelnden 
Personen  eine “Amtsträger-
eigenschaft” häufig nicht mehr 
eindeutig nachgewiesen wer-
den kann. 
Der Forderungskatalog des 
BKA ist gegenüber dem Vor-
jahr im wesentlichen iden-
tisch: Etablierung einer Kron-
zeugenregelung, Schaffung 
eines bundesweiten Regis-
ters, verstärkte Nutzung der 
Vermögensabschöpfung, In-
tensivierung der internationa-
len Zusammenarbeit und die 
Einrichtung zentraler Anlauf- 
und Beratungsstellen bei Po-
lizei und Staatsanwaltschaft. 
Die Studie weiß aber auch 
von Fortschritten zu berich-
ten: eine gezielte Aus- und 
Fortbildung von Beamten in 
der Korruptionsbekämpfung 
durch Seminare und Lehr-
gänge sowie eine verstärkte 
Einrichtung von Spezial- bzw. 
Schwerpunktdienststellen. 
Auch die Zusammenarbeit 
des BKA mit anderen Institu-

tionen und Organisationen hat 
sich intensiviert. Besonders 
hervorgehoben wird in diesem 
Zusammenhang die Koopera-
tion mit Transparency Interna-
tional - ein weiteres Beispiel 
dafür, wie ernst die Arbeit von 
TI mittlerweile genommen 
wird. 
(Bericht: Carsten Kremer) 
 
 
Beirat und Vorstand von TI-
Deutschland tagten am 
1. und 2. September in Ber-
lin 
 
Die erste Sitzung des Beirats 
von TI Deutschland unter sei-
nem neuen Vorsitzenden Dr. 
Stefan Kinnemann fand am 1. 
September in Berlin statt. 
Dies gab allen Mitgliedern die 
Möglichkeit, die neuen Räu-
me der DEG im Komplex des 
„Hauses der Deutschen Wirt-
schaft“ in der Breiten Straße 
kennen zu lernen. Alle wichti-
gen Themen standen auf der 
Tagesordnung: Codes of 
Conduct, Umsetzung der 
OECD-Richtlinie, Hermes-
Kreditversicherung, Selbst-
verpflichtung von korporativen 
Mitgliedern, Einbeziehung des 
Beirats zur Gewinnung neuer 
korporativer Mitglieder, neue 
Mitglieder für den Beirat. Der 
Beirat ermutigte den Vorstand 
von TI Deutschland ausdrück-
lich, die Arbeit an Codes of 
Conduct weiterzuführen, auch 
wenn das Echo diesem The-
ma gegenüber von Seiten der 
Wirtschaft bisher eher zöger-
lich war. Einzelne Beiratsmit-
glieder wollen ihren Einfluss 
nutzen, vielleicht doch eine 
größere Aufnahmebereit-
schaft zu wecken. Auch über 
die Gewinnung neuer Mitglie-
der und neuer Beiratsmitglie-
der will man sich Gedanken 
machen. – Um in die Enqu-
ête-Kommission des Deut-
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schen Bundestages über die 
Folgen der Globalisierung das 
Thema Korruption resp. Tran-
sparenz einzuspeisen, wird 
Michael Wiehen an den Vor-
sitzenden der Kommission 
Ernst-Ulrich von Weizsäcker 
schreiben. 
Wie üblich und angesichts der 
Aktivitäten von TI Deutsch-
land auch nicht verwunderlich 
nahm der Bericht des Vorsit-
zenden bei der Vorstandssit-
zung am 2. September den 
breitesten Raum ein. Für alle 
Mitglieder wichtig sind Infor-
mationen über das Münchner 
Büro: das Finanzamt hat un-
ser Budget geprüft und uns 
bis einschließlich 1999 von 
der Umsatz- und Körper-
schaftssteuer freigestellt, also 
die Gemeinnützigkeit voll an-
erkannt. Damit lässt sich 
leichten Herzens weiter um 
Bußgelder und Spenden wer-
ben, zumal wir die Spenden-
quittungen seit geraumer Zeit 
selbst ausstellen dürfen und 
uns den lästigen Buchungs-
umweg über Berlin sparen 
können.  
Unser Haushalt ist ausgegli-
chen und wird auch in diesem 
Jahr aller Voraussicht nach 
einen kleinen Überschuss ha-
ben. Aber wir müssen wegen 
der Stetigkeit unserer Ausga-
ben weiter um Spenden und 
Bußgelder werben, um eben-
so stetige Einnahmen zu ha-
ben. Dazu hat der Vorstand 
Beschlüsse gefasst, zumal ab 
Januar der ehrgeizige Plan 
verfolgt werden soll, das 
Münchner Büro durch eine 
Vollzeitkraft zu leiten. Bewer-
bungsgespräche laufen, ein 
Teil der Personalkosten soll 
im Rahmen eines Rückkeh-
rerprogramms des Deutschen 
Entwicklungsdienstes vom 
DED getragen werden. Zur 
Zeit arbeitet während der 
Sommersemesterferien Cars-

ten Kremer im Büro. Wir kön-
nen uns gar nicht vorstellen, 
wie wir ab November ohne 
ihn zurechtkommen werden! 
Die programmatische Vorar-
beit für die Konferenz am 27. 
Oktober über „Ämterpatrona-
ge, Machtmissbrauch und 
Korruption“ ist jetzt abge-
schlossen. Das Programm 
geht in den Druck. Kommu-
nalpolitiker-Innen, Journalis-
ten und Journalistinnen und 
Menschen aus den einschlä-
gigen Verbänden werden ge-
zielt eingeladen. Interessierte 
können sich auch über e-Mail 
anmelden, denn auch im In-
ternet kann das Programm 
abgerufen werden. 
Von den versandten Frage-
bögen sind bisher zweiund-
dreißig zurückgekommen. 
Das ist ein gutes Ergebnis. 
Die Angaben über besondere 
Interessens- und Arbeitsge-
biete sind von Carsten Kre-
mer so intelligent im Compu-
ter aufbereitet, dass wir mit 
ihnen hoffentlich kreativ um-
gehen können. 
Das Grundlagenpapier ist lei-
der immer noch nicht in der 
zupackenden, griffigen Form, 
wie es dem Vorstand vor-
schwebt. Ein vorläufiges „Dis-
kussionspapier“, in dem alles 
Wichtige steht, kann aber im 
Büro jederzeit abgerufen wer-
den. 
(Bericht Anke Martiny) 
 
 
Jahres-
Mitgliederversammlung von 
TI in Ottawa: 
  

Die TI Mitgliederversammlung 
2000 findet vom 28.-
30.September in Otta-
wa/Kanada statt. TI Deutsch-
land wird durch Ina-Marie 
Blomeyer, Anke Martiny und 
Michael Wiehen vertreten 

sein. 
Das Thema der AGM ist: "The 
Anti-Corruption Agenda in a 
new Decade: Defining Issues, 
Identifying Allies". Dem Aus-
tausch praktischer Erfahrun-
gen zwischen den Nationalen 
Sektionen ist wieder viel Zeit 
gewidmet. In 13 Workshops 
werden Themen wie “Integrity 
Standards for Industry, Cor-
ruption and the Environment, 
Investing in Corrupt Coun-
tries, the OECD Process, 
Linking Anti-Corruption 
Measures to Development Aid 
and Debt Reduction” behan-
delt.  
Und die ersten Integrity A-
wards werden feierlich verlie-
hen. Wir werden ausführlich 
berichten! 
 
 
OECD Konvention gegen in-
ternationale Bestechung 
 
Fortschritte bei der Ratifizie-
rung 
 
Mit der Ratifizierung durch 
Frankreich im Juni 2000 ha-
ben nun 23 der 34 Unter-
zeichnerstaaten (einschließ-
lich sechs der G-7, die ca. 
80% der 
OECD Exporte repräsentie-
ren) die Konvention gegen in-
ternationale Bestechung auch 
ratifiziert und damit in ihrem 
eigenen Land in Kraft gesetzt. 
Dabei handelt es sich um fol-
gende Länder (in der Reihen-
folge ihrer Umsetzungshand-
lungen):  
 
Island, Japan, Deutschland, 
Ungarn, USA, Finnland, 
Großbritannien, Kanada, 
Norwegen, Bulgarien, Korea, 
Griechenland, Österreich, 
Mexiko, Schweden, 
Belgien, Slowakische Repu-
blik, Australien, Spanien, 
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Tschechische Republik, 
Schweiz, Türkei, Frankreich.  
Außerdem haben in Italien 
und den Niederlanden die Un-
teren Häuser der Parlamente 
die notwendige Gesetzge-
bung verabschiedet; die Zu-
stimmung der Oberen Häuser 
wird noch im Herbst erwartet. 
Gemäss einer Einschätzung 
durch den OECD Ministerrat 
(auf seiner Sitzung in Paris 
am 26./27. Juni 2000) sind 
damit "wesentliche Fortschrit-
te" bei der Verwirklichung der 
Konvention erzielt worden. 
Die Umsetzung durch Groß-
britannien und Japan wurde 
als "nachbesserungs-
bedürftig" bezeichnet. In 
Großbritannien ist ein neues 
Gesetz in Vorbereitung, wich-
tige Vertreter der britischen 
Industrie haben sich für eine 
baldige Verabschiedung ein-
gesetzt. In Japan ist die Not-
wendigkeit einer Nachbesse-
rung ebenfalls akzeptiert, a-
ber bisher wurde kein Zeitplan 
erstellt. 
Die US Regierung hat in ei-
nem Bericht an den US Cong-
ress das OECD Verfahren ei-
ne "gründliche, objektive Prü-
fung" genannt, die "rigoros, 
umfassend und offen in der 
Identifizierung von Mängeln" 
gewesen sei. In dem Bericht 
wird TI eine "Schlüsselrolle" in 
dem Prozess zugeschrieben. 
TI hat sich nicht nur auf die 
Umsetzung der bestehenden 
Konvention konzentriert, son-
dern auch begonnen, eine 
substantielle Erweiterung der 
Konvention vorzubereiten. 
Insbesondere versucht TI, 
auch die Hingabe illegaler 
Gelder an ausländische politi-
sche Parteien und Parteifunk-
tionäre unter die Verbots- und 
Strafbestimmungen der Kon-
vention zu stellen." 
(Bericht: Michael Wiehen) 

Neue Mitglieder 
 
 Dr. Kilian Bälz, Frankfurt 
 Norbert Dienst, Schwalbach 
 Dr. med. Anke Hillermeier, 
München 
 Hartmut Bäumer, Frankfurt 
 Dr. Giso Harbaum-Neuhaus, 
Kreuztal 
 Dr. Erika Mendoza, Wuns-
torf 
 Dr. med. Wolfgang Schwin-
zer, Bad Sachsa 
 Dr. Ursula Stahlbusch, Prien 
 Dipl.-Ing. Jürgen K. Zick, 
Kassel 

 
Zur Erinnerung: 
Mitgliederversammlung TI 
Deutschland am 28.10.2000, 
11.00-13.00 Uhr im Bayernfo-
rum der Friederich-Ebert-
Stiftung, Elisenhof, Prielmay-
erstr. 3, München. 
 
 
Buchrezensionen 
 
 
Andreas Wagner: „Unter-
nehmensethik in Banken“  
 
(Bankwissenschaftliche 
Schriftenreihe; Bd. 89), Wien: 
Bank Verlag; Wien: Orac 
1999; ISBN 3-85136-047-8 
 
Diese erste Publikation zur 
Unternehmensethik im Ban-
kenbereich behandelt neben 
dem bankinternen Bereich 
auch die Beziehungen von 
Banken zu Geschäftspartnern 
und gesellschaftlichen Grup-
pen. Den theoretischen Rah-
men bildet der institutionen-
ethische Ansatz Karl Ho-
manns. Dieser führt Ethik-
probleme auf Interessenskon-
flikte zurück, die ihrerseits auf 
verfehlten Anreizbedingungen 
basieren, und wodurch sich 
die Betroffenen in einer Ge-
fangenendilemma-Situation 
befinden.  Business Ethics, 

ein Konzept, das wie der Sha-
reholder Monismus aus den 
USA kommt, will wirtschafts-
politische Rahmenbedingun-
gen derart gestalten, dass in-
tegres Handeln zu einem  
Wettbewerbsvorteil wird. 
Auch Wagner plädiert für die 
Einführung eines “Ethikmana-
gements”, das u.a. transpa-
rente Arbeitsorganisation, E-
thiktraining für Mitarbeiter und 
diverse Kommunikations-
maßnahmen einschließen 
müsse. Doch ein “Ethik-
Controlling” bleibt schwierig 
und bedarf weiterer empiri-
scher Studien.  Das Konzept 
des “Corporate Citizenship”, 
d.h. einer gesellschaftlichen 
Verantwortung ökonomischen 
Handelns, oder die Idee des 
“Stakeholder-Value”, als einer 
nicht nur die Interessen der 
Aktionäre berücksichtigenden 
Maßeinheit, sind dabei gute 
Ansätze. Im Schlusswort 
mahnt Wagner eine interkultu-
relle Herangehensweise an, 
die kulturelle Besonderheiten 
berücksichtigt und nicht kritik-
los fremde Managementkon-
zepte übernimmt. 
(Bericht: Brigitte Stoeppler, 
TI-S) 
 
 
Jean Angelov: „Grundlagen 
und Grenzen eines staats-
bürgerlichen Informations-
zugangsanspruchs“ 
 
Verlag Peter Lang, Frankfurt, 
1999. ISBN 3-631-35643-9. 
Preis: 98,- DM 
 
Umfassend und kritisch ana-
lysiert Jean Angelov in dieser 
Dissertation die rechtlichen 
Möglichkeiten und Grenzen 
eines Informationszugangs-
gesetzes auf Bundesebene. 
Die bestehenden gesetzlichen 
Regelungen des Informati-
onszugangs in den USA und 
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in Schweden, die international 
stets als Maßstab herangezo-
gen werden, sowie deren po-
sitive Erfahrungen in der Pra-
xis, betrachtet der Autor 
gründlich. Auch die ersten 
Ansätze eines Informations-
zugangsrechts in Deutschland 
wie z. B. das Umweltinforma-
tionsgesetz (UIG) und das Ak-
teneinsichts- und Informati-
onszugangsgesetz in Bran-
denburg (AIG) werden auf 
Schwächen hin untersucht 
und Verbesserungsvorschlä-
ge unterbreitet. 
Nicht zuletzt wegen der in 
Deutschland immer noch vor-
herrschenden Kultur des 
"Amtsgeheimnisses" und der 
"von den Medien nicht demo-
kratiegerecht erfüllten Infor-
mationsvermittleraufgabe" be-
tont Angelov den dringenden 
Handlungsbedarf des Ge-
setzgebers zur Regelung ei-
nes "unmittelbaren und um-
fassenden Anspruchs auf In-
formationszugang" auf Bun-
desebene durch ein Bundes-
informationszugangsgesetz. 
Angelov führt zunächst aus, 
dass nach derzeit herrschen-
der Meinung das Grundrecht 
der Informationsfreiheit aus 
Art. 5 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 GG 
nicht als Grundlage für einen 
staatsbürgerlichen Informati-
onszugangsanspruch aner-
kannt wird, da die Rechtsna-
tur der Informationsfreiheit als 
Abwehrrecht gegen staatliche 
Beeinträchtigungen interpre-
tiert wird. Auch im europäi-
schen Gemeinschaftsrecht ist 
eine Grundlage für einen um-
fassenden Informationszu-
gangsanspruch nicht zu fin-
den. 
Nach herrschender Meinung 
gilt jedoch ein Informations-
bedürfnis des Bürgers als an-
erkannt und damit ein Gebot 
zu staatlicher Öffentlichkeit . 

Angelovs Argumentation ent-
wickelt diese Auffassung wei-
ter: er sieht Art. 5 Abs. 1 S. 1 
Hs. 2 GG in Verbindung mit 
dem demokratischen Publizi-
tätsgebot sowie Art. 38 GG 
und nimmt daher einen unmit-
telbaren Anspruch des 
Staatsbürgers auf Informati-
onszugang gegen die Exeku-
tive sowie die verfassungs-
rechtliche Anerkennung eines 
staatsbürgerlichen Rechts auf 
Information an.  
Angelovs Feststellungen 
münden schließlich konse-
quenterweise in einen Ent-
wurf/Vorschlag für ein Bun-
desinformationszugangsge-
setz (BIZG); alle Erkenntnisse 
und Stellungnahmen, die der 
Autor im Laufe der Arbeit 
durch Analyse, Abwägung 
und Argumentation gewonnen 
hat, fließen in einen bereits 
als Gesetzentwurf gestalteten 
Vorschlag ein. Dieser deckt 
sich weitestgehend mit den 
TI-Deutschland Mindestanfor-
derungen an ein Informations-
freiheitsgesetz. 
Die vorliegende Arbeit ist eine 
umfassende Bestandsauf-
nahme und Reflektion der 
vorhandenen Literatur, Ge-
setzeslage und verschiede-
nen Auffassungen. Der ab-
schließende Gesetzesvor-
schlag ist zweifellos als wert-
volle Verbesserung des Ge-
setzentwurfs der Grünen aus 
dem Jahre 1998 zu sehen. 
(Bericht: Silvia Eckert) 
 

Literaturhinweise: 
 
Schwarz, Friedhelm: „Das 
gekaufte Parlament – Die 
Lobby und ihr Bundestag.“ 
Pieper Verlag, 1999. 39,80 
DM, ISBN 3-492-04171-X  
 

Robert Mischkowitz, Heike 
Bruhn u.a. (Verf.): Einschät-
zungen zur Korruption in 
Polizei, Justiz und Zoll.  
BKA-Forschungsreihe Bd. 46, 
BKA Wiesbaden 2000, 579 
Seiten. 
 
Dieser Band ist der Schluss-
bericht eines Forschungspro-
jekts, welches das BKA zu-
sammen mit der Polizeifüh-
rungsakademie 1995-1999 
durchgeführt hat. Er knüpft 
inhaltlich und methodisch an 
die Studie von 1995 „Korrup-
tion – hinnehmen oder han-
deln.“ (BKA-Forschungsreihe 
Bd. 33) an. 
 
Horvath, Elisabeth: „Die 
Seilschaften. Das Spiel der 
Mächtigen in Österreich.“  
Verlag Kremayr und Scheriau, 
1999. 34,-DM, ISBN: 3-218-
00663-5 
 
Von Brauchitsch, Eberhard: 
„Der Preis des Schweigens. 
Erfahrungen eines Unter-
nehmers.“ 
Propyläen-Verlag, 1999. 44,- 
DM, ISBN: 3-549-05778-4 
 
Stellas, Emmanouil: „Eine 
Strategie zur Bekämpfung 
der passiven Korruption 
von öffentlichen Bedienste-
ten am Beispiel Griechen-
lands“. 
Diplom-Arbeit (VWL) FU-
Berlin, Juli 2000. 
 
 
Impressum 
Verantwortlich: Dr. Michael Wiehen 
Telephon (089)4895 4440 
Fax (089) 4895 4442 
email: office@ti-deutschland.de 
Herausgeber: TI-Deutsches Chap-
ter e.V. 
Homepage: www.ti-deutschland.de 
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Ämterpatronage, Machtmissbrauch und Korruption 

Parteibuchwirtschaft in öffentlichen Unternehmen 
 

27. Oktober 2000, 14.00-20.30 Uhr 
Siemens-Forum 

Oskar von Miller Ring 20 
80333 München 

 
14.00-16.45 Uhr 
 

1. Eröffnung und Begrüßung (14.00-14.10 Uhr) 
RA Dr. Michael Wiehen, München, Vorsitzender TI Deutschland 

2. Grußwort für die Stadt München (14.10-14.25 Uhr) 
Klaus Jungfer, Stadtkämmerer 

3. Korruption geschieht nicht nur mit Geld (14.25-14.40 Uhr) 
Warum sich TI Deutschland für die Besetzung von Führungspositionen in öffentlichen Unternehmen/ Organisationen 
interessiert. 
Prof. Dr. Dieter Biallas, Hamburg, Vorstand TI Deutschland 

4. Das Parteibuch – Schattenwirtschaft der besonderen Art? (14.40-15.30 Uhr) 
Nach welchen Kriterien werden öffentliche Führungsämter besetzt, welche Zwecke werden damit verfolgt und wer 
übt die nötige Kontrolle aus? 
Prof. Dr. Manfred Röber, Fachhochschule für Technik und Wirtschaft, Berlin 

5. Das Kontrollinstrumentarium – ein löchriges Sieb (15.30-16.00 Uhr) 
Opposition, Untersuchungsausschuss, Rechnungshof, Medien. 
Dietrich Wersich, MdHB, Mitglied des Untersuchungsausschusses „Filz“, Hamburg 

6. Fragen und Antworten (16.00-16.45 Uhr) 
 

 
-Kaffeepause- 
 
17.30-20.30 Uhr 
 

7. Privatisierung – ein Zaubermittel gegen Parteibuchwirtschaft? (17.30-18.00 Uhr) 
Theresia Riedmaier, Landrätin des Landkreises Südliche Weinstraße, Landau/ Pfalz 

8. Lottogesellschaften und Spielbanken. Wer sind die eigentlichen Profiteure des staatlich sanktionierten 
Glücksspiels? (18.00-18.15 Uhr) 
Till Tolkemitt, Doktorand, Universität Hamburg 

9. Privatwirtschaft – Öffentliche Wirtschaft. Ein Vergleich. (18.15-18.45 Uhr) 
Was verantwortet die Führung und wer verantwortet die Führung? 
Hartmut Bäumer. Geschäftsführer von Bridges, Public Management Consulting GmbH, Frankfurt am Main. Ehem. 
Regierungspräsident Mittelhessen 

10. Fragen und Antworten (18.45-19.15 Uhr) 
11. Mehr Transparenz in die Stellenbesetzung der öffentlichen Hand. (19.15-20.15 Uhr) Ein Streitgespräch.  

Beteiligt: 
 als Wissenschaftler Dr. habil. Stefan Machura, Universität Bochum 
 als Politikerin Hedda Jungfer, München, Vorsitzende der Georg-von-Vollmar-Akademie e.V., vormals Abgeord-

nete des Bayerischen Landtags 
 als Journalistin Dr. Luc Jochimsen, Chefredakteurin, Hessischer Rundfunk 
 als „Headhunter“ Dr. Werner Jung, Managing Partner Ray & Berndtson GmbH, Frankfurt 
 als Personalpolitiker Jürgen Weskott, vormals Personaldirektor Robert Bosch GmbH, Stuttgart 

Moderation Dr. Anke Martiny, München, Geschäftsführerin TI Deutschland 
12. TI Deutschland macht Vorschläge. (20.15-20.30 Uhr) 

Zusammenfassung und evtl. Präsentation von Empfehlungen 
Prof. Dr. Jürgen Marten, Berlin, Vorstand TI Deutschland 

 
 


